Gesetzentwurf

der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Verklrzung des Restschuldbefrei-
ungsverfahrens

A. Problem und Ziel

Die Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 Uber praventive Restrukturierungsrahmen, tiber Entschuldung und Uber Tatigkeitsver-
bote sowie Uber MaRnahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insol-
venz- und Entschuldungsverfahren und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richt-
linie Uber Restrukturierung und Insolvenz) (ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 18; nachfolgend
»Richtlinie®) sieht vor, dass insolvente Unternehmerinnen und Unternehmer Zugang zu min-
destens einem Verfahren haben missen, das ihnen eine volle Entschuldung nach spates-
tens drei Jahren ermdglicht. Dartiber hinaus haben die Mitgliedstaaten nach Artikel 22 der
Richtlinie sicherzustellen, dass an die Insolvenz geknlpfte Verbote der Ausiibung gewerb-
licher, geschaftlicher, handwerklicher oder freiberuflicher Tatigkeiten mit Ablauf der Ent-
schuldungsfrist ohne Weiteres aul3er Kraft treten. Umzusetzen sind diese Vorgaben bis
zum 17. Juli 2021; die Umsetzungsfrist kann einmalig um ein Jahr verlangert werden (Arti-
kel 34 Absatz 1 und 2 der Richtlinie).

Den Anforderungen der Richtlinie gentigt das geltende Recht nicht vollstandig. Nach § 287
Absatz 2 in Verbindung mit 8 300 Absatz 1 Satz 1 der Insolvenzordnung (InsO) betragt die
regulare Frist fir eine Restschuldbefreiung sechs Jahre. Eine Restschuldbefreiung binnen
der von der Richtlinie vorgegebenen Dreijahresfrist ist nur moglich, wenn es der Schuldne-
rin oder dem Schuldner gelingt, die Verfahrenskosten zu decken und die Insolvenzforde-
rungen zu 35 Prozent zu befriedigen (§ 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 InsO). Zudem treten
Tatigkeitsverbote, die an die Insolvenz anknipfen kdnnen, nicht ohne Weiteres mit Ertei-
lung der Restschuldbefreiung aul3er Kraft (vgl. 8 35 Absatz 6 der Gewerbeordnung).

B. Losung

Die Dauer des Restschuldbefreiungsverfahrens wird von sechs auf drei Jahre reduziert. Auf
die Erfillung besonderer Voraussetzungen wie die Deckung der Verfahrenskosten oder die
Erflllung von Mindestbefriedigungsanforderungen wird verzichtet. Eine erneute Rest-
schuldbefreiung unterliegt einer elfjahrigen Sperrfrist und einer funfjahrigen Verfahrens-
dauer. Fur Verbraucherinnen und Verbraucher wird die Verkiirzung des Restschuldbefrei-
ungsverfahrens bis zum 30. Juni 2025 befristet. Die Entscheidung Uber eine etwaige Ent-
fristung soll auf Grundlage eines von der Bundesregierung bis zum 30. Juni 2024 zu erstat-
tenden Berichts Uber etwaige Auswirkungen der Verfahrensverkirzung auf das Antrags-,
Zahlungs- und Wirtschaftsverhalten von Verbraucherinnen und Verbrauchern erfolgen. Es
wird festgelegt, dass Tatigkeitsverbote, die allein aufgrund der Insolvenz der Schuldnerin
oder des Schuldners ergangen sind, nach Erteilung der Restschuldbefreiung kraft Gesetzes
aul3er Kraft treten. Die Verklrzung der Verfahrensdauer soll fur alle Verfahren gelten, die
ab dem 1. Oktober 2020 beantragt werden.

C. Alternativen

Soweit der Entwurf der Umsetzung der Richtlinie dient, ist er ohne Alternative.
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Mit Blick auf die Freiraume, welche die Richtlinie dem Gesetzgeber bei der Ausgestaltung
des Restschuldbefreiungsrechts beldasst, wurde als Alternative die Knlpfung der Rest-
schuldbefreiung an andere Voraussetzungen als eine Mindestbefriedigungsquote erwogen.
Nach Bewertung und Abwagung der zu erwartenden Folgen und Risiken der Regelungsal-
ternative wurde diese nicht umgesetzt.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt sind nicht zu erwarten.

Durch die Umsetzung der Anderungen im Recht der Restschuldbefreiung, vor allem durch
die Verkirzung der reguléren Restschuldbefreiungsfrist von sechs auf drei Jahre, ist mit
Einsparungen in den Landeshaushalten zu rechnen. Diese lassen sich auf einmalig zwi-

schen 3,9 Millionen und bis zu 25 Millionen Euro sowie auf weitere Einsparungen zwischen
neun Millionen Euro und bis zu 46 Millionen Euro pro Jahr beziffern.

E. Erfallungsaufwand

E.1 Erfallungsaufwand fur Burgerinnen und Blrger

Der Entwurf enthalt fir Blrgerinnen und Burger keine neuen inhaltlichen Pflichten, die mit
Erfullungsaufwand verbunden sind.

Im Ubrigen werden Burgerinnen und Blrger um bis zu 13 000 Stunden entlastet.

E.2 Erfallungsaufwand fur die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft entsteht kein Erfullungsaufwand.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.

E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Fur die Verwaltung entsteht ein einmaliger Erfullungsaufwand von bis zu 15 000 Euro.

F. Weitere Kosten
Sonstige Kosten fir die Wirtschaft und fir soziale Sicherungssysteme entstehen nicht.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, kénnen
nicht ausgeschlossen werden.
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Gesetzentwurf der Bundesregierung

Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Verkirzung des Restschuldbe-

freiungsverfahrens”

vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung der Insolvenzordnung

Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBI. | S. 2866), die zuletzt durch Arti-

kel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBI. | S. 1693) gedndert worden ist,
wird wie folgt geandert:

1.

2.

In 8 286 wird die Angabe ,303" durch die Angabe ,303a"“ ersetzt.
§ 287 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Dem Antrag ist die Erklarung des Schuldners beizufiigen, dass dieser seine
pfandbaren Forderungen auf Bezlige aus einem Dienstverhaltnis oder auf an deren
Stelle tretende laufende Beziige fur den Zeitraum von drei Jahren nach der Eréffnung
des Insolvenzverfahrens (Abtretungsfrist) an einen vom Gericht zu bestimmenden
Treuhander abtritt. Ist dem Schuldner auf Grundlage eines nach dem 30. September
2020 gestellten Antrags Restschuldbefreiung erteilt worden, so betragt die Abtretungs-
frist finf Jahre und der Schuldner hat dem Antrag eine entsprechende Abtretungser-
klarung beizufugen.”

In § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die Worter ,in den letzten zehn Jahren®
durch die Worter ,in den letzten elf Jahren” ersetzt.

§ 295 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
a) Nummer 2 wird wie folgt gefasst:

»2. Vermogen, das er von Todes wegen oder mit Riicksicht auf ein kiinftiges Erb-
recht oder durch Schenkung erwirbt, zur Halfte des Wertes sowie Vermégen,
das er als Gewinn in einer Lotterie, Ausspielung oder in einem anderen Spiel
mit Gewinnmdglichkeit erwirbt, zum vollen Wert an den Treuhander heraus-
zugeben;*.

b) In Nummer 4 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt und folgende
Nummer 5 angeflgt:

»9. keine unangemessenen Verbindlichkeiten im Sinne des § 290 Absatz 1 Num-
mer 4 zu begrinden.”

Artikel 1 dieses Gesetzes dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Européischen Par-
laments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber préventive Restrukturierungsrahmen, tiber Entschul-
dung und Uber Tatigkeitsverbote sowie Uber Mal3hahmen zur Steigerung der Effizienz von Restruktu-
rierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132
(Richtlinie Gber Restrukturierung und Insolvenz) (ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 18).
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§ 296 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 1 Satz 1 Halbsatz 2 wird der Punkt am Ende durch ein Semikolon ersetzt
und folgender Halbsatz 3 angeftigt:

,im Fall des § 295 Absatz 1 Nummer 5 bleibt einfache Fahrlassigkeit aulRer Be-
tracht.”

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefiigt:

»(1a) Sind dem Insolvenzgericht Umstande bekannt, aus denen sich ergibt,
dass der Schuldner vorséatzlich oder grob fahrlassig seine Obliegenheit nach § 295
Absatz 1 Nummer 5 verletzt und dadurch die Befriedigung der Insolvenzglaubiger
beeintrachtigt hat, so versagt das Insolvenzgericht die Restschuldbefreiung von
Amts wegen.”

§ 300 wird wie folgt gefasst:

,§ 300
Entscheidung uber die Restschuldbefreiung

(1) Das Insolvenzgericht entscheidet nach dem regularen Ablauf der Abtretungs-
frist Uber die Erteilung der Restschuldbefreiung. Der Beschluss ergeht nach Anhdrung
der Insolvenzglaubiger, des Insolvenzverwalters oder Treuhdnders und des Schuld-
ners. Eine nach Satz 1 erteilte Restschuldbefreiung gilt als mit Ablauf der Abtretungs-
frist erteilt.

(2) Wurden im Insolvenzverfahren keine Forderungen angemeldet oder sind die
Insolvenzforderungen befriedigt worden und hat der Schuldner die Kosten des Verfah-
rens und die sonstigen Masseverbindlichkeiten berichtigt, so entscheidet das Gericht
auf Antrag des Schuldners schon vor Ablauf der Abtretungsfrist Gber die Erteilung der
Restschuldbefreiung. Absatz 1 Satz 2 gilt entsprechend. Das Vorliegen der Vorausset-
zungen nach Satz 1 ist vom Schuldner glaubhaft zu machen. Wird die Restschuldbe-
freiung nach Satz 1 erteilt, so gelten die 88§ 299 und 300a entsprechend.

(3) Das Insolvenzgericht versagt die Restschuldbefreiung auf Antrag eines Insol-
venzglaubigers, wenn die Voraussetzungen des 8§ 290 Absatz 1, des § 296 Absatz 1
oder Absatz 2 Satz 3, des § 297 oder des § 297a vorliegen, oder auf Antrag des Treu-
handers, wenn die Voraussetzungen des § 298 vorliegen. Das Gericht versagt die
Restschuldbefreiung von Amts wegen, wenn die Voraussetzungen des § 296 Ab-
satz 1la vorliegen.

(4) Der Beschluss ist ¢ffentlich bekannt zu machen. Gegen den Beschluss steht
dem Schuldner und jedem Insolvenzglaubiger, der bei der Anhérung nach Absatz 1
oder Absatz 2 die Versagung der Restschuldbefreiung beantragt oder der das Nicht-
vorliegen der Voraussetzungen einer vorzeitigen Restschuldbefreiung nach Absatz 2
geltend gemacht hat, die sofortige Beschwerde zu.”

In § 300a Absatz 1 Satz 1 werden die Worter ,§ 300 Absatz 1 Satz 2“ durch die Worter
»8 300 Absatz 2 Satz 1“ ersetzt.

Dem § 301 wird folgender Absatz 4 angeflgt:
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»(4) Ein allein aufgrund der Insolvenz des Schuldners erlassenes Verbot, eine ge-
werbliche, geschaftliche, handwerkliche oder freiberufliche Tatigkeit aufzunehmen o-
der auszuuben, tritt mit Rechtskraft der Erteilung der Restschuldbefreiung aul3er Kraft.
Satz 1 gilt nicht fir die Versagung und die Aufhebung einer Zulassung zu einer erlaub-
nispflichtigen Tatigkeit.*

Artikel 2

Anderung des Einfihrungsgesetzes zur Insolvenzordnung

Das Einfihrungsgesetz zur Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBI. | S. 2911),
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 5. Juni 2017 (BGBI. | S. 1476) geéndert wor-
den ist, wird wie folgt geandert:

1. Nach Artikel 103j wird folgender Artikel 103k eingefligt:

LArtikel 103k

Uberleitungsvorschrift zu Artikel 1 des Gesetzes zur weiteren Verkiirzung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens

(1) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Oktober 2020 beantragt worden sind,
sind vorbehaltlich des Absatzes 2 die bis dahin geltenden Vorschriften weiter anzuwen-
den.

(2) Auf Insolvenzverfahren, die im Zeitraum vom 17. Dezember 2019 bis ein-
schlieBlich 30. September 2020 beantragt worden sind, verkirzt sich die Abtretungs-
fristim Sinne des § 287 Absatz 2 der Insolvenzordnung fir jeden vollen Monat, der seit
dem 16. Juli 2019 bis zur Stellung des Insolvenzantrages vergangen ist, um denselben
Zeitraum. DemgemaR betragt die Abtretungsfrist:

Datum der Stellung des Insolvenzantra- Abtretungsfrist:
ges:

zwischen dem 17. Dezember 2019 und 16. Januar | fiinf Jahre und sieben Monate

2020

zwischen dem 17. Januar 2020 und 16. Februar | funf Jahre und sechs Monate

2020

zwischen dem 17. Februar 2020 und 16. Marz | funf Jahre und finf Monate

2020

zwischen dem 17. Mé&rz 2020 und 16. April 2020 funf Jahre und vier Monate

zwischen dem 17. April 2020 und 16. Mai 2020 funf Jahre und drei Monate

zwischen dem 17. Mai 2020 und 16. Juni 2020 funf Jahre und zwei Monate

zwischen dem 17. Juni 2020 und 16. Juli 2020 finf Jahre und ein Monat

zwischen dem 17. Juli 2020 und 16. August 2020 | funf Jahre

zwischen dem 17. August 2020 und 16. Septem- | vier Jahre und elf Monate
ber 2020

zwischen dem 17. September 2020 und 30. Sep- | vier Jahre und zehn Monate.
tember 2020
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In Verfahren nach Satz 1 ist eine in der Abtretungserklarung erklarte, anderslautende
Abtretungsfrist insoweit unbeachtlich.

(3) Wurde dem Schuldner letztmalig nach den bis einschliel3lich 30. September
2020 geltenden Vorschriften eine Restschuldbefreiung erteilt, so ist § 287a Absatz 2
Satz 1 Nummer 1 der Insolvenzordnung in der bis einschlie3lich 30. September 2020
geltenden Fassung weiter anzuwenden.”

Nach Artikel 107 wird folgender Artikel 107a eingeflgt:

HArtikel 107a

Evaluationsvorschrift zum Gesetz zur weiteren Verkirzung des Restschuldbefrei-
ungsverfahrens

(1) Die Bundesregierung berichtet dem Deutschen Bundestag bis zum 30. Juni
2024, wie sich die Verkiirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens auf das Antrags-,
Zahlungs- und Wirtschaftsverhalten von Verbraucherinnen und Verbrauchern ausge-
wirkt hat. Der Bericht geht auch auf etwaige Hindernisse ein, die von den bestehenden
Maoglichkeiten der Speicherung insolvenzbezogener Informationen durch Auskunfteien
fur einen wirtschaftlichen Neustart nach Erteilung der Restschuldbefreiung ausgehen.

(2) Sofern sich aus dem Bericht die Notwendigkeit gesetzgeberischer Mafl3nah-
men ergibt, soll die Bundesregierung diese vorschlagen.”

Artikel 3

Anderung der Insolvenzrechtlichen Vergutungsverordnung

Die Insolvenzrechtliche Vergitungsverordnung vom 19. August 1998 (BGBI. |

S. 2205), die zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 13. April 2017 (BGBI. | S. 866) ge-
andert worden ist, wird wie folgt geéndert:

1.

In 8 1 Absatz 2 Nummer 5 werden nach dem Wort ,Insolvenzplans® die Wérter ,,oder
zum Zweck der Erteilung der Restschuldbefreiung vor Ablauf der Abtretungsfrist ein-
geflgt.

Dem § 19 wird folgender Absatz 5 angefugt:
»(5) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Oktober 2020 beantragt worden sind,

sind die Vorschriften dieser Verordnung in ihrer bis dahin geltenden Fassung weiter
anzuwenden.”
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Artikel 4

Anderung der Verbraucherinsolvenzformularverordnung

Die Anlage zur Verbraucherinsolvenzformularverordnung vom 17. Februar 2002

(BGBI. I S. 703), die zuletzt durch Artikel 1 Nummer 1 der Verordnung vom 23. Juni 2014
(BGBI. I S. 825) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

Im Formular des Antrags auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens Seite 2 Nummer V.
werden im Text der Versicherung die Worter ,Buchstabe b und c.” gestrichen.

Im Formular der Anlage 3 zum Eréffnungsantrag Seite 1 Nummer Il. werden im Text
der Abtretungserklarung die Woérter ,Zeit von sechs Jahren nach Erdéffnung des Insol-
venzverfahrens (Abtretungsfrist) durch die Worter ,Dauer der Abtretungsfrist nach
§ 287 Abs. 2 InsO* ersetzt.

Das Hinweisblatt zu den Formularen fir das Verbraucherinsolvenzverfahren und das
Restschuldbefreiungsverfahren wird wie folgt geandert:

a) In Textziffer [7| Satz 1 werden die Worter ,Buchstabe b und c* gestrichen.
b) Textziffer 20 wird wie folgt gefasst:

,Die Abtretungserklarung missen Sie dem Eréffnungsantrag immer dann beifi-
gen, wenn Sie einen Restschuldbefreiungsantrag stellen. Die Abtretungserklarung
mussen Sie eigenhandig unterschreiben. Auf der Grundlage der Abtretungserkla-
rung wird lhr pfandbares Einkommen nach der Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens bis zum Ende der Abtretungsfrist an den Treuh&nder abgefihrt und von die-
sem an lhre Glaubiger verteilt.

Die Abtretung erfolgt fur die Dauer der in § 287 Abs. 2 InsO festgelegten Abtre-
tungsfrist. Die Abtretungsfrist betrédgt demnach grundsatzlich drei Jahre. Haben
Sie bereits Restschuldbefreiung in drei Jahren nach den ab dem 1. Oktober 2020
geltenden Vorschriften erlangt, so betragt die Abtretungsfrist finf Jahre.

Die Abtretungsfrist kann frither enden und die Abtretung damit fir die Zukunft ge-
genstandslos werden, wenn lhnen auf Ihren Antrag hin bereits vorher eine Rest-
schuldbefreiung erteilt wurde, weil im Verfahren kein Insolvenzglaubiger eine For-
derung angemeldet hat oder alle Insolvenzforderungen befriedigt und auch alle
sonstigen Massenverbindlichkeiten neben den Verfahrenskosten gezahlt sind.

Bitte lesen Sie die in der Anlage 3 enthaltenen Erl&uterungen zur Abtretungser-
klarung grundlich durch. Liegen Abtretungen oder freiwillige Verpfandungen —
nicht Forderungspfandungen auf Grund eines Pfandungs- und Uberweisungsbe-
schlusses — vor, so geben Sie dies bitte im Einzelnen im Erganzungsblatt 5 H zum
Vermogensverzeichnis = , an.

Dort konnen Sie gegebenenfalls auch Kopien der Abtretungsvereinbarungen bei-
fugen.*
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Artikel 5

Weitere Anderung der Insolvenzordnung

Nach 8§ 311 der Insolvenzordnung, die zuletzt durch Artikel 1 dieses Gesetzes geandert
worden ist, wird folgender § 312 eingefiigt:

,§ 312
Restschuldbefreiung

(1) Hat der Schuldner keine selbstandige wirtschaftliche Tatigkeit ausgeutbt, so sind
die 88 286 bis 303a mit den folgenden MalRgaben anzuwenden.

(2) Die Abtretungsfrist nach § 287 Absatz 2 Satz 1 betragt sechs Jahre.

(3) Der Antrag auf Restschuldbefreiung ist nach § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1
Alternative 1 nur unzulassig, wenn dem Schuldner in den letzten zehn Jahren vor dem An-
trag auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens oder nach diesem Antrag Restschuldbefreiung
erteilt worden ist.

(4) Der Schuldner hat nach § 295 Absatz 1 Nummer 2 allein Vermégen, das er von
Todes wegen oder mit Ricksicht auf ein kiinftiges Erbrecht erwirbt, zur Halfte an den Treu-
hander herauszugeben. § 295 Absatz 1 Nummer 5 ist nicht anzuwenden.

(5) 8 296 Absatz 1 in Verbindung mit § 295 Absatz 1 Nummer 5 sowie § 296 Ab-
satz la, § 300 Absatz 3 Satz 2 sind nicht anzuwenden.

(6) 8§ 300 Absatz 2 Satz 1 ist auch dann anzuwenden, wenn der Schuldner die Kosten
des Verfahrens berichtigt hat und

1. drei Jahre der Abtretungsfrist verstrichen sind und dem Insolvenzverwalter oder Treu-
hander innerhalb dieses Zeitraums ein Betrag zugeflossen ist, der eine Befriedigung
der Forderungen der Insolvenzglaubiger in Hohe von mindestens 35 Prozent ermdég-
licht, oder

2. finf Jahre der Abtretungsfrist verstrichen sind.

Eine Forderung wird bei der Ermittlung des Prozentsatzes nach Satz 1 Nummer 1 bertck-
sichtigt, wenn sie in das Schlussverzeichnis aufgenommen wurde. Fehlt ein Schlussver-
zeichnis, so wird eine Forderung bertcksichtigt, die als festgestellt gilt oder deren Glaubiger
entsprechend § 189 Absatz 1 Feststellungsklage erhoben oder das Verfahren in dem friiher
anhangigen Rechtstreit aufgenommen hat. In den Féllen von Satz 1 Nummer 1 ist der An-
trag nur zulassig, wenn Angaben gemacht werden tber die Herkunft der Mittel, die an den
Treuhéander geflossen sind und die Uber die Betrage hinausgehen, die von der Abtretungs-
erklarung erfasst sind. Der Schuldner hat zu erkléaren, dass die Angaben nach Satz 4 richtig
und vollstandig sind. Das Vorliegen der Voraussetzungen von Satz 1 Nummer 1 und 2 ist
vom Schuldner glaubhaft zu machen.”
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Artikel 6

Weitere Anderung des Einfilhrungsgesetzes zur Insolvenzord-
nung

Nach Artikel 103k des Einfuhrungsgesetzes zur Insolvenzordnung, das zuletzt durch
Artikel 2 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird folgender Artikel 103l eingeflgt:

HArtikel 103l

Uberleitungsvorschrift zu Artikel 5 des Gesetzes zur weiteren Verkiirzung des Restschuld-
befreiungsverfahrens

Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Juli 2025 beantragt worden sind, sind die bis
dahin geltenden Vorschriften weiter anzuwenden.*

Artikel 7

Weitere Anderung der Insolvenzrechtlichen Vergitungsverord-
nung

Die Insolvenzrechtliche Vergitungsverordnung vom 19. August 1998 (BGBI. |
S. 2205), die zuletzt durch Artikel 3 dieses Gesetzes geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. In § 14 Absatz 1 werden nach den Wortern ,§ 287 Abs. 2 der Insolvenzordnung® die
Worter ,in Verbindung mit § 312 Abs. 2 der Insolvenzordnung*“ eingefigt.

2. Dem § 19 wird folgender Absatz 6 angeflgt:
,(6) Auf Insolvenzverfahren, die vor dem 1. Juli 2025 beantragt worden sind, sind

die Vorschriften dieser Verordnung in ihrer bis dahin geltenden Fassung weiter anzu-
wenden.*

Artikel 8

Weitere Anderung der Verbraucherinsolvenzformularverordnung

Die Verbraucherinsolvenzformularverordnung, die zuletzt durch Artikel 4 dieses Geset-
zes geandert worden ist, wird wie folgt gedndert:

1. In 81 Absatz 1 Buchstabe ¢ werden nach dem Wort ,Insolvenzordnung” die Worter ,in
Verbindung mit § 312 Absatz 2 der Insolvenzordnung® eingefigt.

2. Die Anlage wird wie folgt geandert:
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Im Formular des Antrags auf Er6ffnung des Insolvenzverfahrens Seite 2 Num-
mer Ill. und im Formular der Anlage 3 zum Eréffnungsantrag Seite 1 wird der Titel
der Anlage 3 wie folgt gefasst:

»+Abtretungserklarung nach § 287 Abs. 2 InsO in Verbindung mit § 312 Abs. 2 InsO“.

Textziffer 20| des Hinweisblatts zu den Formularen fiir das Verbraucherinsolvenz-
verfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren wird wie folgt gefasst:

.Die Abtretungserklarung missen Sie dem Eréffnungsantrag immer dann beifu-
gen, wenn Sie einen Restschuldbefreiungsantrag stellen. Die Abtretungserklarung
missen Sie eigenhandig unterschreiben. Auf der Grundlage der Abtretungserkla-
rung wird lhr pfandbares Einkommen nach der Aufhebung des Insolvenzverfah-
rens bis zum Ende der Abtretungsfrist an den Treuh&nder abgefiihrt und von die-
sem an lhre Glaubiger verteilt.

Die Abtretung erfolgt flr die Dauer der in § 287 Abs. 2 InsO in Verbindung mit
§ 312 Abs. 2 InsO festgelegten Abtretungsfrist. Die Lange der Frist hangt davon
ab, ob Sie Verbraucherin oder Verbraucher oder ein/e ehemals Kleingewerbetrei-
bende/r im Verbraucherinsolvenzverfahren sind.

Verbraucherinnen und Verbraucher

Haben Sie in der Vergangenheit keine selbstandige wirtschaftliche Tatigkeit aus-
geubt und Uben Sie eine solche auch nicht aus, so bestimmt sich die Abtretungs-
frist nach § 287 Abs. 2 Satz 1 InsO in Verbindung mit § 312 Abs. 2 InsO. Die
Abtretungsfrist betragt demnach grundsatzlich sechs Jahre. Die Abtretungsfrist
kann friher enden und die Abtretung damit fir die Zukunft gegenstandslos werden,
wenn lhnen auf Ihren Antrag hin vorzeitig Restschuldbefreiung erteilt wurde.

- Die Restschuldbefreiung wird bereits nach funf Jahren erteilt, wenn zumin-
dest die Kosten des Verfahrens gezahlt werden.

- Werden die Verfahrenskosten gezahlt und ist dem Insolvenzverwalter oder
Treuhander innerhalb von drei Jahren seit Eréffnung des Insolvenzverfahrens ein
Betrag zugeflossen, der eine Befriedigung der Forderungen der Insolvenzglaubi-
ger in Hohe von mindestens 35 Prozent erlaubt, so kann die Restschuldbefreiung
schon nach drei Jahren erlangt werden.

- Meldet im Verfahren kein Insolvenzglaubiger eine Forderung an oder werden
die Forderungen aller Insolvenzglaubiger befriedigt und auch und alle sonstigen
Masseverbindlichkeiten neben den Verfahrenskosten gezahlt, kann jederzeit
Restschuldbefreiung erteilt werden.

Ehemals Kleingewerbetreibende im Verbraucherinsolvenzverfahren

Haben Sie in der Vergangenheit eine selbstandige wirtschaftliche Tatigkeit ausge-
ubt, sind Ihre Vermdgensverhaltnisse Uberschaubar und bestehen gegen Sie keine
Forderungen aus Arbeitsverhdltnissen, so bestimmt sich die Abtretungsfrist nach
§ 287 Absatz 2 Satz 1 und 2 InsO. Die Abtretungsfrist betragt demnach grundsatz-
lich drei Jahre. Haben Sie bereits Restschuldbefreiung in drei Jahren nach den
ab dem 1. Oktober 2020 geltenden Vorschriften erlangt, so betragt die Abtretungs-
frist finf Jahre.

Die Abtretungsfrist kann frither enden und die Abtretung damit fir die Zukunft ge-
genstandslos werden, wenn lhnen auf lhren Antrag hin bereits vorher eine Rest-
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schuldbefreiung erteilt wurde, weil im Verfahren kein Insolvenzglaubiger eine For-
derung angemeldet hat oder alle Insolvenzforderungen befriedigt und auch alle
sonstigen Massenverbindlichkeiten neben den Verfahrenskosten gezahlt sind.

Bitte lesen Sie die in der Anlage 3 enthaltenen Erlauterungen zur Abtretungser-
klarung grundlich durch. Liegen Abtretungen oder freiwillige Verpfandungen —
nicht Forderungspfandungen auf Grund eines Pfandungs- und Uberweisungsbe-
schlusses — vor, so geben Sie dies bitte im Einzelnen im Erganzungsblatt 5 H zum
Vermogensverzeichnis = [57], 58 an.

Dort kénnen Sie gegebenenfalls auch Kopien der Abtretungsvereinbarungen bei-
fugen.”

Artikel 9

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Oktober 2020 in Kraft.

(2) Die Artikel 5 bis 8 treten am 1. Juli 2025 in Kratft.
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Begrindung

A. Allgemeiner Teil

l. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Die Richtlinie (EU) 2019/1023 des Européaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 uber praventive Restrukturierungsrahmen, tber Entschuldung und Uber Téatigkeits-
verbote sowie Uber Malinahmen zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, In-
solvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132
(Richtlinie Gber Restrukturierung und Insolvenz) (ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 18; nachfol-
gend auch ,Richtlinie®) sieht vor, dass insolvente Unternehmerinnen und Unternehmer Zu-
gang zu mindestens einem Verfahren haben missen, das ihnen eine volle Entschuldung
nach spatestens drei Jahren ermdglicht. Dartiber hinaus haben die Mitgliedstaaten nach
Artikel 22 der Richtlinie sicherzustellen, dass an die Insolvenz gekniipfte Verbote der Aus-
Ubung gewerblicher, geschaftlicher, handwerklicher oder freiberuflicher Tatigkeiten mit Ab-
lauf der Entschuldungsfrist ohne Weiteres aul3er Kraft treten. Umzusetzen sind diese Vor-
gaben bis zum 17. Juli 2021; die Umsetzungsfrist kann einmalig um ein Jahr verlangert
werden (Artikel 34 Absatz 1 und 2der Richtlinie).

Den Anforderungen der Richtlinie geniigt das geltende Recht nicht vollstandig. Nach § 287
Absatz 2 in Verbindung mit 8 300 Absatz 1 Satz 1 der Insolvenzordnung (InsO) betragt die
regulare Frist fir eine Restschuldbefreiung sechs Jahre. Eine Restschuldbefreiung binnen
der von der Richtlinie vorgegebenen Dreijahresfrist ist nur mdglich, wenn es der Schuldne-
rin oder dem Schuldner gelingt, die Verfahrenskosten zu decken und die Insolvenzforde-
rungen zu 35 Prozent zu befriedigen (8 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 InsO). Zudem treten
Tatigkeitsverbote, die an die Insolvenz anknipfen kdnnen, nicht ohne Weiteres mit Ertei-
lung der Restschuldbefreiung auer Kraft (vgl. § 35 Absatz 6 der Gewerbeordnung
(GewQ)).

Daher ist das Restschuldbefreiungsverfahren zumindest fiir unternehmerisch tatige natarli-
che Personen auf grundsatzlich drei Jahre zu verkiirzen und sicherzustellen, dass insol-
venzbezogene Tatigkeitsverbote grundséatzlich mit Erteilung der Restschuldbefreiung erlé-
schen.

. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Dauer des Restschuldbefreiungsverfahrens wird von sechs auf drei Jahre reduziert. Auf
die Erfillung besonderer Voraussetzungen wie die Deckung der Verfahrenskosten oder die
Erfullung von Mindestbefriedigungsanforderungen wird verzichtet. Diese Erleichterungen
werden nicht nur fir unternehmerisch tétige, sondern alle natirlichen Personen geschaffen.
Insbesondere erhalten damit auch Verbraucherinnen und Verbraucher die realistische Mog-
lichkeit, eine Restschuldbefreiung binnen drei Jahren zu erlangen. Fir Verbraucherinnen
und Verbraucher wird die Verkiirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens allerdings bis
zum 30. Juni 2025 befristet. Die Entscheidung Uber eine etwaige Entfristung soll auf Grund-
lage eines von der Bundesregierung bis zum 30. Juni 2024 zu erstattenden Berichts Gber
etwaige Auswirkungen der Verfahrensverkirzung auf das Antrags-, Zahlungs- und Wirt-
schaftsverhalten von Verbraucherinnen und Verbrauchern erfolgen.

Es wird ferner festgelegt, dass Tatigkeitsverbote, die allein aufgrund der Insolvenz der
Schuldnerin oder des Schuldners ergangen sind, mit der Rechtskraft der Erteilung der Rest-
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schuldbefreiung auB3er Kraft treten; in Tatigkeitsbereichen, die unter Zulassungs- oder Er-
laubnisvorbehalt stehen, bleibt die Notwendigkeit der Einholung einer neuen Zulassung o-
der Erlaubnis hiervon unbertihrt.

Die Verkurzung der regularen Dauer des Restschuldbefreiungsverfahrens soll aber nicht
dazu filhren, dass dem Schuldner im Falle einer erneuten Uberschuldung ein schnellerer
Zugang zu einer zweiten Restschuldbefreiung ertffnet wird. Daher unterliegt eine erneute
Restschuldbefreiung einer elfjahrigen Sperrfrist und einer funfjahrigen Verfahrensdauer.

Die Verkirzung der Verfahrensdauer soll fur alle Verfahren gelten, die ab dem 1. Oktober
2020 beantragt werden. Die im Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Verklrzung
des Restschuldbefreiungsverfahrens vom 13. Februar 2020 vorgesehene stufenweise Ver-
kirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens soll fir den Zeitraum 17. Dezember 2019 bis
30. September 2020 beibehalten werden, um den dadurch geschaffenen Erwartungen an
eine schrittweise Verkiirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens ab Ende 2019 gerecht
zu werden. Daher soll sich die sechsjahrige Abtretungsfrist in diesem Ubergangszeitraum
monatsweise um je einen Monat verkirzen.

. Alternativen
Soweit der Entwurf der Umsetzung der Richtlinie dient, ist er ohne Alternative.

Mit Blick auf die Freiraume, welche die Richtlinie dem Gesetzgeber bei der Ausgestaltung
des Restschuldbefreiungsrechts belasst, wurde als Alternative erwogen, die Restschuldbe-
freiung an andere Voraussetzungen als eine Mindestbefriedigungsquote zu knupfen.

Erwogen wurde insbesondere, die Erteilung der Restschuldbefreiung an die Deckung der
Verfahrenskosten zu kntipfen. Der Verankerung einer entsprechenden Bedingung, die nach
geltendem Recht Voraussetzung fir eine vorzeitige Restschuldbefreiung nach finf Jahren
ist (§ 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 InsO), steht die Richtlinie nicht entgegen (Artikel 23
Absatz 2 Buchstabe e der Richtlinie). Unter der Geltung der Richtlinie bestehen aber durch-
greifende Zweifel daran, dass die Verfahrenskostendeckung als Voraussetzung fur die Er-
teilung der Restschuldbefreiung einen sinnvollen und angemessenen Beitrag zum Recht
der Restschuldbefreiung leisten kann. Als Instrument zur F6rderung einer bestmdglichen
Glaubigerbefriedigung scheidet sie aus. Unter der Richtlinie darf dem Schuldner oder der
Schuldnerin die Restschuldbefreiung nur solange vorenthalten bleiben, wie eine von der
Richtlinie zulassige Bedingung noch nicht erfullt ist. Die Erfullung einer solchen Bedingung
muss deshalb unmittelbar zur Erteilung der Restschuldbefreiung flhren. Folglich misste
die Restschuldbefreiung stets erteilt werden, sobald die Verfahrenskosten gedeckt werden;
in diesem Fall aber kénnen von vornherein keine Zahlungen an die Glaubigerinnen und
Glaubiger geflossen sein. Daher kann die Verfahrenskostendeckung als Bedingung fir die
Erteilung der Restschuldbefreiung allenfalls dem Zweck dienen, dem Justizfiskus die Kos-
ten der Verfahren zu sichern. Die bisherigen Erfahrungen mit der durch § 300 Absatz 1
Satz 2 Nummer 3 InsO er6ffneten Moglichkeit einer vorzeitigen Restschuldbefreiung legen
allerdings nahe, dass die Verfahrenskosten selbst nach finf Jahren im Regelfall nicht ge-
deckt werden. Vor diesem Hintergrund ware die Erwartung unrealistisch, dass es den
Schuldnerinnen und Schuldnern in der Regel méglich sein wird, die Verfahrenskosten be-
reits nach drei Jahren zu decken. In Rechnung zu stellen ist insoweit auch, dass der Jus-
tizfiskus durch die Verkirzung der Verfahrensdauer von den Kosten entlastet wird, die mit
der Fuhrung von Verfahren verbunden sind, in denen in der Regel mit einer Verfahrenskos-
tendeckung nicht zu rechnen ist. Schlie3lich bleibt der Schuldner oder die Schuldnerin im
Falle einer Verfahrenskostenstundung nach Mafigabe des § 4b Absatz 1 Satz 2 InsO in
Verbindung mit § 115 Absatz 2 Satz 4 der Zivilprozessordnung (ZPO) zur Erstattung der
gestundeten Kosten verpflichtet.
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V. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1
und 11 des Grundgesetzes (GG).

Die Regelungen des Entwurfs sind von der Gesetzgebungskompetenz des Artikels 74 Ab-
satz 1 Nummer 1 (burgerliches Recht und gerichtliches Verfahren) und Nummer 11 (Recht
der Wirtschaft) erfasst. Die Regelungen sind Hinblick auf Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11
GG geman Artikel 72 Absatz 2 GG zur Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheitim Bun-
desgebiet im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich, da fur das Insolvenzverfahren bun-
deseinheitliche Regelungen bestehen missen. Nur durch ein bundeseinheitliches Insol-
venz- und Restschuldverfahrensrecht kann gewéhrleistet werden, dass alle Schuldnerinnen
und Schuldner ein einheitliches Insolvenzverfahren im Interesse aller Glaubiger durchlau-
fen und eine effektive Restschuldbefreiung erlangen kénnen, die in allen Bundeslandern
gleichermaf3en anerkannt wird und Wirkung entfaltet, unabhangig davon, in welchem Bun-
desland Schuldnerinnen und Schuldner bzw. Glaubigerinnen und Glaubiger ihren Lebens-
mittelpunkt haben. Das gilt auch fir die Wirkungen und Folgen einer Restschuldbefreiung,
z.B. im Hinblick auf Tatigkeitsverbote.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europdischen Union und vélkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1023 des Europdaischen Parla-
ments und des Rates vom 20. Juni 2019 uber praventive Restrukturierungsrahmen, tber
Entschuldung und tber Tatigkeitsverbote sowie Giber Mal3nahmen zur Steigerung der Effi-
zienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfahren und zur Anderung
der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie Uber Restrukturierung und Insolvenz) (ABI. L 172
vom 26.6.2019, S. 18) und ist auch im Ubrigen mit dem Recht der Europaischen Union und
volkerrechtlichen Vertragen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat, ver-
einbar.

VI. Gesetzesfolgen
1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch die Verklrzung der regularen Restschuldbefreiungsfrist von sechs auf drei Jahre und
die Aufhebung von Regelungen zur vorzeitigen Restschuldbefreiung nach drei bzw. funf
Jahren erfolgt eine erhebliche Vereinfachung des Restschuldbefreiungsverfahrens.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit den Leitgedanken der Bundesregierung zur nachhaltigen
Entwicklung im Sinne der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, die der Umsetzung der UN-
Agenda 2030 fur nachhaltige Entwicklung dient. Insbesondere tragt der Entwurf dazu bei,
insolventen Birgerinnen und Birgern im Regelfall schneller als bisher die Moglichkeit zu
geben, sich von ihren Verbindlichkeiten zu befreien, um wieder aktiv am Wirtschaftsleben
teilzuhaben. Eine aktive Teilnahme am Wirtschaftsleben verhindert Armut und hilft so, im
Sinne des Nachhaltigkeitsziels 10 der Agenda 2030 Ungleichheit in Deutschland zu verrin-
gern sowie im Sinne des Nachhaltigkeitsziels 8 nachhaltiges Wirtschaftswachstum und
menschenwirdige Arbeit zu fordern. Darliber hinaus entspricht dies dem 4. Prinzip der
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, nach dem nachhaltiges Wirtschaften gestarkt werden
soll.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Finanzielle Auswirkungen auf den Bundeshaushalt sind nicht zu erwarten.
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Durch die Umsetzung der Anderungen im Restschuldbefreiungsverfahren, vor allem die
Verkirzung der regularen Restschuldbefreiungsfrist von sechs auf drei Jahre, ist mit Ein-
sparungen bei den Landeshaushalten zu rechnen. Durch die Verkirzung der Frist verringert
sich bei den Insolvenzgerichten der Aufwand und damit die Allgemeinkosten (Verwaltungs-
und Personalkosten) zur Bearbeitung der Restschuldbefreiungsverfahren. Setzt man nur
eine geringe jahrliche Arbeitszeit von 15 Minuten pro Verfahren an (z.B. fur die Wiedervor-
lagenverwaltung, die jahrliche Prifung der Berichte und Rechnungslegung des Treuhan-
ders, Vergutungsanweisungen fiir Treuhander oder Entscheidungen Uber Antrage z.B.
nach § 36 Absatz 4 InsO), die auf drei Jahre eingespart wird, entspricht die Entlastung im
Geschéftsbereich eines Insolvenzgerichts rund je einem ganzen Arbeitskraftanteil (AKA)
sowohl im Rechtspfleger- (8 Stunden x 40,80 Euro Lohnkosten pro Stunde in den Landern
im gehobenen Dienst x 230 Arbeitstage = rund 75 000 Euro) als auch im Servicebereich
(8 Stunden x 31,40 Euro Lohnkosten pro Stunde in den L&andern im mittleren Dienst X
230 Arbeitstage = rund 57 800 Euro). Dies gilt auch unter Beriicksichtigung der Tatsache,
dass eine verkirzte regulare Restschuldbefreiungsfrist fur einige Schuldnerinnen und
Schuldner Uberhaupt erst einen Anreiz schaffen kdnnte, ein Restschuldbefreiungsverfahren
zu durchlaufen, wodurch wiederum die Verfahrenszahlen steigen kénnten. Bei 191 Insol-
venzgerichten im Bundesgebiet ergeben sich im Ergebnis einmalige Entlastungen bis zu
insgesamt 25 Millionen Euro. Geht man andererseits beispielhaft vom Bundesland Baden-
Wirttemberg mit derzeit ca. 55 000 anhéngigen Verfahren aus, ergabe sich bei einer 15-
mindtigen Ersparnis pro Verfahren und Laufbahn eine jahrliche Entlastung in Hohe von bis
zu rund 500 000 Euro, wenn man die oben herangezogenen Stundensatze fir den geho-
benen und den mittleren Dienst zugrunde legt und ceteris paribus langfristig eine Halbie-
rung des Verfahrensbestands unterstellt. Rechnet man diesen Betrag nach MalRRgabe des
Kdnigsteiner Schlussel fur alle Lander hoch, gelangt man zu einer Gesamtentlastung in
einer GréRenordnung von bis zu rund 3,9 Millionen Euro.

Zudem reduziert sich die Vergutung des Treuhanders pro Restschuldbefreiungsverfahren
um mindestens 357 Euro brutto (119 Euro brutto Mindestvergiitung pro Jahr x drei Jahre).
Geht man mit dem Statistischen Bundesamt von 130 080 im Jahr 2010 eréffneten Insol-
venzerfahren Uber natirliche Personen (von insgesamt 142 086 Verfahren) aus, in denen
bis zum 31. Dezember 2017 (irgend-) eine Entscheidung Uber die Restschuldbefreiung er-
gangen ist, so lasst sich das Einsparpotential mit bis zu rund 46 Millionen Euro pro Jahr
beziffern. Geht man andererseits beispielhaft von Einsparungen im Bundesland Sachsen-
Anhalt von jahrlich 323.000 Euro aus, die einerseits die kostenreduzierenden Auswirkungen
der Anderungen auf die Personalbedarfe und Personalkosten bei dem gehobenen und mitt-
leren Dienst und auf die Verfahrensauslagen (Treuhandervergiitung) sowie andererseits
die Auswirkungen auf die Einnahmen (hier insbesondere Einnahmeausfall von knapp
800.000 Euro jahrlich bei den Verbraucherinsolvenzen durch Deckung von Verfahrenskos-
ten) enthalten, aus, so ergibt sich bei Anwendung des Koénigsteiner Schliissels eine Ge-
samteinsparung von bis zu rund neun Millionen Euro pro Jahr.

4. Erfallungsaufwand

Der Entwurf enthalt fir Birgerinnen und Burger insoweit neue inhaltlichen Pflichten, als
diese im Rahmen eines Antrags auf Restschuldbefreiung nunmehr Angaben dazu machen
mussen, ob ihnen in den letzten elf Jahren vor dem Antrag auf Er6ffnung des Insolvenzver-
fahrens oder danach schon einmal Restschuldbefreiung erteilt worden ist. Da die Blrgerin-
nen und Birger nach bisherigem Recht bereits erklaren missen, ob ihnen in den letzten
zehn Jahren vor dem Antrag auf Erdffnung des Insolvenzverfahrens oder danach Rest-
schuldbefreiung erteilt worden ist, ist hiermit aber Erflllungsaufwand nicht verbunden. Ent-
sprechendes gilt im Hinblick auf die Pflicht zu Abgabe einer auf finf statt drei Jahre gerich-
teten Abtretungserklarung in Wiederholungsfallen. Im Ubrigen erfolgt eine Entlastung fur
Burgerinnen und Burger dadurch, dass kein Antrag auf vorzeitige Restschuldbefreiung nach
drei bzw. funf Jahren mehr gestellt werden muss. Nimmt man an, dass ein solcher, vorzei-
tiger Antrag in etwa zehn Prozent der Verfahren in Betracht gekommen ist, I&sst sich bei
130 080 Restschuldbefreiungsverfahren und einer geschatzten Ersparnis von einer Stunde
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pro Antrag die Gesamtersparnis mit bis zu rund 13 000 Stunden (130 080 x 0,10 x 1 Stunde)
beziffern.

Fur die Wirtschaft entsteht kein Erfillungsaufwand.

Fir die Anpassung bereits genutzter EDV-Programme kénnen der Verwaltung der Lander
einmalig Kosten entstehen, die bei drei in der Praxis eingesetzten Programmen und ge-
schatzten Programmierungskosten von 5000 Euro pro Programm insgesamt mit bis zu
15 000 Euro geschatzt werden kénnen. Zudem ist mit einer Entlastung bei Bund, Landern
und Kommunen insofern zu rechnen, als Tatigkeitsverbote, die allein aufgrund der Insol-
venz der Schuldnerin oder des Schuldners ergangen sind, zukinftig nach Erteilung der
Restschuldbefreiung kraft Gesetzes auler Kraft treten und nicht mehr auf Antrag durch die
Behorden von Bund, Landern und Kommunen aufgehoben werden mussen. Allerdings mag
sich in diesen Fallen zumindest eine deklaratorische Aufhebung durch Bescheid empfeh-
len, so dass im Ergebnis weder negativer noch positiver Erfillungsaufwand entsteht.

5. Weitere Kosten
Sonstige Kosten fir die Wirtschaft und flr soziale Sicherungssysteme entstehen nicht.

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisniveau, kénnen
nicht ausgeschlossen werden. Durch die Verkiirzung der allgemeinen Restschuldbefrei-
ungsfrist kdnnen sich die Kreditkosten erhéhen. Dies hangt einerseits vom Verhéltnis der
Ausfalle durch Verkirzung der Restschuldbefreiungsfrist zu den Gesamterlésen im Rest-
schuldbefreiungsverfahren und andererseits von der Hohe der durch die Verkirzung der
Frist ersparten Aufwendungen ab. Konkrete Zahlen hierzu liegen nicht vor.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Verbraucherinnen und Verbrauchern wird durch den Entwurf zumindest bis zum 30. Juni
2025, wie allen redlichen natlirlichen Personen als Schuldnerinnen und Schuldnern, eine
regulare Restschuldbefreiung nach drei Jahren erméglicht und damit ein schnellerer Weg
eroffnet, sich von ihren Verbindlichkeiten zu befreien.

Der Entwurf hat keine erkennbaren gleichstellungspolitischen Auswirkungen. Manner und
Frauen sind von den Regelungen des Entwurfs in gleicher Weise betroffen.

Demographische Auswirkungen sind ebenfalls nicht erkennbar.

VII.  Befristung; Evaluierung

Im Hinblick auf die Verkirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens fur Verbraucherinnen
und Verbraucher ist eine Befristung bis zum 30. Juni 2025 vorgesehen. Im Ubrigen ist eine
Befristung nicht vorgesehen, da der Entwurf der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1023
des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber praventive Restruk-
turierungsrahmen, tber Entschuldung und tber Tatigkeitsverbote sowie Uber Malinahmen
zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und Entschuldungsverfah-
ren und zur Anderung der Richtlinie (EU) 2017/1132 (Richtlinie tiber Restrukturierung und
Insolvenz) (ABI. L 172 vom 26.6.2019, S. 18) dient.

Im Hinblick auf die befristete Verkirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens fir Verbrau-
cherinnen und Verbraucher erstattet die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag bis
zum 30. Juni 2024 Bericht Uber etwaige Auswirkungen der Verfahrensverkirzung auf das
Antrags-, Zahlungs- und Wirtschaftsverhalten von Verbraucherinnen und Verbrauchern.
Der Bericht hat auch auf etwaige Hindernisse einzugehen, die von den bestehenden Mdg-
lichkeiten der Speicherung insolvenzbezogener Informationen durch Auskunfteien fir einen
wirtschaftlichen Neustart nach Erteilung der Restschuldbefreiung ausgehen.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung der Insolvenzordnung)

Artikel 1 enthalt die Anderungen der Insolvenzordnung, die mit Wirkung vom 1. Oktober
2020 in Kraft treten sollen. Nach kinftigem Recht soll eine Restschuldbefreiung in Umset-
zung der Vorgaben aus der Richtlinie auch dann nach drei Jahren erlangbar sein, wenn der
Schuldner keine besonderen Voraussetzungen erfilllt. Daher ist die Abtretung der schuld-
nerischen Bezlige auf einen Zeitraum von drei Jahren zu beschranken (§ 287 Absatz 2 Satz
1 InsO-E). Ein erneutes Restschuldbefreiungsverfahren soll einer langeren Verfahrens-
dauer von funf Jahren unterliegen (8§ 287 Absatz 2 Satz 2 InsO-E). Die Sondertatbestéande,
von deren Erflllung derzeit die Erlangbarkeit einer vorzeitigen Restschuldbefreiung nach
drei bzw. finf Jahren abhangt (8§ 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 InsO), kdnnen
entfallen; bei dieser Gelegenheit kann 8 300 InsO gestrafft und neu gegliedert werden.

In Umsetzung von Artikel 22 der Richtlinie ist als weitere Folge der erteilten Restschuldbe-
freiung festzulegen, dass an die Insolvenz geknipfte Tatigkeitsverbote mit Erteilung der
Restschuldbefreiung entfallen (8 301 Absatz 4 InsO-E).

Zu Nummer 1 (Anderung von § 286)
Es handelt sich um eine redaktionelle Klarstellung.

Die intendierte Bezugnahme auf die gesamten Vorschriften des Verfahrens der Restschuld-
befreiung muss — wie in § 20 Absatz 2 InsO — auch § 303a InsO umfassen.

Zu Nummer 2 (Anderung von § 287)

Da die Restschuldbefreiung bereits drei Jahre nach Er6ffnung des Insolvenzverfahrens er-
teilt werden soll, kann die Abtretung der Beziige des Schuldners auf diesen Zeitraum be-
schrankt werden (§ 287 Absatz 1 Satz 1 InsO-E). Durch Ergdnzung eines neuen Satz 2 in
§ 287 Absatz 2 InsO wird fir ein erneutes Restschuldbefreiungsverfahren eine flinfjahrige
Abtretungsfrist und damit ein funfjahriges Restschuldbefreiungsverfahren vorgesehen
(8 287 Absatz 1 Satz 2 InsO-E). Dadurch soll verhindert werden, dass die Verkiirzung des
regularen Restschuldbefreiungsverfahren auf drei Jahre Fehlanreize fir eine leichtfertige
Verschuldung setzt.

Zu Nummer 3 (Anderung von § 287a)

Die Sperrfristin § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Alternative 1 InsO wegen bereits erteilter
Restschuldbefreiung wird um ein Jahr verlangert. Das beruht auf dem Gedanken, dass die
Verkirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens nicht auch dazu fuhren soll, dass sich
Schuldner auch schneller wieder in ein Restschuldbefreiungsverfahren begeben kénnen.
Die Summe aus Verfahrensdauer und Sperrfrist und damit die Frequenz, mit der Schuldner
das Restschuldbefreiungsverfahren erfolgreich ansteuern kénnen, soll gleichbleiben. Letz-
teres wird im Zusammenspiel mit dem auf funf Jahre verlangerten Restschuldbefreiungs-
verfahren in Wiederholungsfallen erreicht.

Zu Nummer 4 (Anderung von § 295)

Zu Buchstabe a (Anderung von Absatz 1 Nummer 2)

Durch die Anderung erstreckt sich die Herausgabeobliegenheit der Schuldnerin oder des
Schuldners kinftig nicht nur auf Vermégen, das von Todes wegen erworben wurde, son-

dern auch auf Vermdégen, das durch Schenkung erlangt wurde. Dieser Vermégenserwerb
soll — wie bei Erbschaften — zur Hélfte herausgegeben werden.
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Daruber hinaus sollen nunmehr auch Gewinne aus Ausspielungen, Lotterien, Wetten und
allen sonstigen Spielen mit Gewinnmoglichkeit an den Treuhdnder abzufihren sein. Ent-
sprechende Vermdgenserwerbe sind in voller Hohe herauszugeben. Dabei soll die Heraus-
gabeobliegenheit fir den Bereich der Ausspielungen, Lotterien, Wetten und allen sonstigen
Spiele mit Gewinnmdglichkeit naturgeman nicht fir Gewinne aus verbotenen Glickspielen
gelten. Erfasst sind damit insbesondere Gewinne in staatlich genehmigten Lotterien und in
staatlich genehmigten Spielbanken. In jedem Fall sind aber auch solche Spiele und Wetten
im Sinne des § 762 BGB erfasst, die nur unvollkommene Verbindlichkeiten begriinden,
wenn und soweit die Schuldnerin oder Schuldner aus diesen etwas erlangt hat, war sie oder
er behalten darf. Der Begriff des ,anderen Spiels mit Gewinnmdglichkeit* ist § 33d der Ge-
werbeordnung entlehnt und soll als Auffangtatbestand dienen.

Zu Buchstabe b (Anfigung Nummer 5)

Durch die Erganzung einer neuen Nummer 5 in § 295 Absatz 1 unterliegt die Schuldnerin
oder der Schuldner kiinftig in der Wohlverhaltensperiode einer Obliegenheit, keine unange-
messenen (neuen) Verbindlichkeiten zu begriinden. Fir die Frage, ob eine unangemes-
sene Verbindlichkeit begriindet worden ist, gelten dieselben MaRRstébe wie bei § 290 Absatz
1 Nummer 4 InsO.

Zu Nummer 5 (Anderung von § 296)
Zu Buchstabe a (Anderung von § 296 Absatz 1)
Es handelt sich um eine Folge&nderung zu § 295 Absatz 1 Nummer 5 InsO-E.

Begrindet die Schuldnerin oder Schuldner in der Wohlverhaltensperiode vorsétzlich oder
grob fahrldassig unangemessene Verbindlichkeiten und beeintrachtigt sie oder er dadurch
die Befriedigungsaussichten der Insolvenzglaubiger, so ist die Restschuldbefreiung auf An-
trag eines Insolvenzglaubigers durch das Insolvenzgericht versagen. Eine Beeintrachtigung
der Befriedigungsaussichten der Insolvenzglaubiger wird dabei insbesondere dann in Be-
tracht kommen, wenn die Schuldnerin oder der Schuldner neues Vermdgen erlangt, um das
dann die Insolvenzglaubiger mit den durch die Begriindung von unangemessenen Verbind-
lichkeiten vorhandenen Neuglaubigern konkurrieren missen (FK/Ahrens, 9. Aufl. 2018, §
294 Rn. 28).

Zu Buchstabe b (Anfligung § 296 Absatz 1a)

Daruber hinaus soll in diesem Fall nach dem eingefiigten Absatz 1a auch eine Versagung
von Amts wegen durch das Gericht erfolgen, wenn dem Gericht Umstande bekannt sind,
die eine vorsatzliche oder grob fahrlassige Obliegenheitsverletzung der Schuldnerin oder
des Schuldners nach 8§ 295 Absatz 1 Nummer 5 InsO-E und dadurch eine Beeintrachtigung
der Befriedigungsinteressen der Insolvenzglaubiger belegen.

Zu Nummer 6 (Neufassung von § 300)

In Umsetzung der Vorgaben aus der Richtlinie soll kiinftig eine Restschuldbefreiung auch
dann erlangbar sein, wenn der Schuldner keine besonderen Voraussetzungen erfilit. Daher
kénnen die Sondertatbestdnde, von deren Erfiillung derzeit die Erlangbarkeit einer vorzei-
tigen Restschuldbefreiung nach drei bzw. funf Jahren abhangt (8 300 Absatz 1 Satz 2 Num-
mer 2 und 3 InsO), ersatzlos entfallen. Bei dieser Gelegenheit wird 8 300 InsO gestrafft und
neu gegliedert, ohne dass damit inhaltliche Anderungen verbunden sind.

Auch in der Neufassung bleibt 8 300 Absatz 1 Satz 1 InsO die zentrale Vorschrift des Rest-
schuldbefreiungsrechts, nach welcher nach Ablauf der Abtretungsfrist Uber die Erteilung
der Restschuldbefreiung zu entscheiden ist. Dies gilt naturgemaf nur bei einem reguldren
Ablauf der Abtretungsfrist, nicht hingegen dann, wenn die Frist infolge einer Versagung oder
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Erteilung der Restschuldbefreiung vorzeitig beendet wird (§ 299 InsO, ggf. auch in Verbin-
dung mit Absatz 2 Satz 4 des neu gefassten § 300 InsO). Dass, wie bisher, die Entschei-
dung im Beschlusswege ergeht und dass Schuldner, Insolvenzverwalter oder Treuh&nder
und Glaubiger anzuhoren sind, ergibt sich kiinftig aus Absatz 1 Satz 2. Der neu angefugte
Satz 3 stellt sicher, dass die mit Blick auf die vorzunehmenden Prifungen und Anhérungen
in der Regel erst nach Ablauf der Abtretungsfrist erteilte Restschuldbefreiung kraft Geset-
zes auf den Zeitpunkt des Ablaufs der Abtretungsfrist zurtickwirkt.

Da die Restschuldbefreiung nach Ablauf der dreijahrigen Abtretungsfrist unabhangig vom
Vorliegen bestimmter Voraussetzungen erteilt werden kann, werden die durch den gelten-
den 8 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 InsO an die Erfullung entsprechender Bedin-
gungen geknipften Mdglichkeiten einer Restschuldbefreiung nach Ablauf von drei und flinf
Jahren funktionslos und kénnen ersatzlos entfallen. Die diesen Fallgruppen zugehérigen
Regelungen in § 300 Absatz 1 Satz 4 und 5 sowie Absatz 2 Satz 1 und 2 kénnen ebenfalls
ersatzlos wegfallen.

Erhalten bleiben kann dagegen der bisherige Fall der vorzeitigen Restschuldbefreiung aus
§ 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 InsO als nunmehr neuer § 300 Absatz 2 InsO-E, d.h. die
sofortige Restschuldbefreiung auf Antrag des Schuldners, wenn kein Insolvenzglaubiger
Forderungen angemeldet hat oder wenn die Forderungen der Insolvenzglaubiger befriedigt
sind und die Verfahrenskosten samt der sonstigen Masseverbindlichkeiten berichtigt sind.
Die Anderungen im Wortlaut sind insofern lediglich sprachlicher und nicht inhaltlicher Natur.
Die zu diesem Fall zugehdrigen bisherigen Regelungen in § 300 Absatz 1 Satz 3, Absatz 2
Satz 3, Absatz 4 Satz 3 InsO wurden ohne Anderungen im Inhalt im neuen § 300 Absatz 2
InsO-E verortet.

Im Ubrigen ist § 300 InsO unverandert. Allerdings wird durch § 300 Absatz 3 Satz 2 InsO-
E auch der neue amtswegige Versagungsgrund nach § 296 Absatz 1la InsO-E in Bezug
genommen.

Zu Nummer 7 (Anderung von § 300a)
Es handelt sich um eine Folgeédnderung zur Neufassung von § 300 InsO-E.
Zu Nummer 8 (Anderung von § 301)

Der angefligte Absatz 4 dient der Umsetzung von Artikel 22 der Richtlinie. Er ordnet als
weitere Folge der rechtskréftigen Erteilung der Restschuldbefreiung an, dass allein auf-
grund der Insolvenz erlassene Tatigkeitsverbote ihre Wirkung verlieren (Satz 1). Bei erlaub-
nis- oder zulassungspflichtigen Tatigkeiten bleibt allerdings die im Erlaubnis- und Zulas-
sungsvorbehalt angelegte Erforderlichkeit der Einholung einer Erlaubnis oder Zulassung
unberthrt (Satz 2).

Als Verbot werden von Satz 1 alle Verfigungen erfasst, mit denen der Schuldnerin oder
dem Schuldner die Aufnahme oder Fortfiihrung von unternehmerischen Téatigkeiten unter-
sagt wird. Paradigmatisches Beispiel ist die Verfigung zur Untersagung der Ausibung er-
laubnisfreier Gewerbe (8§ 35 Absatz 1 GewO). Erfasst sind damit in erster Linie Untersa-
gungs- oder Verbotsverfigungen in erlaubnis- und zulassungsfreien Tatigkeitsbereichen.
Gedanklich miterfasst, durch Satz 2 jedoch einem besonderen Regime unterstellt, sind (ge-
setzliche) Téatigkeitsverbote, die sich in den unter Erlaubnisvorbehalt stehenden Betati-
gungsfeldern infolge einer Versagung, eines Widerrufs oder einer Ricknahme der erforder-
lichen Erlaubnis ergeben.

In enger Anlehnung an den Wortlaut des Artikels 22 Absatz 1 der Richtlinie knipft die Vor-
schrift an Tatigkeitsverbote an, die ,allein aufgrund der Insolvenz“ erlassen werden. Da sich
unmittelbare Anknupfungen an die Insolvenz in den einschlagigen gewerbe-, berufs- und
aufsichtsrechtlichen Tatbestanden nicht finden, erstreckt sich der Anwendungsbereich der
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Vorschrift auf alle Verbote, die sich mittelbar auf die Insolvenz stiitzen. So kann die Insol-
venz oder die Eréffnung eines Insolvenzverfahrens ein Gesichtspunkt sein, der auf Tatbe-
stande wie einen Vermogensverfall oder ungeordnete Vermogensverhdltnisse schlieRen
lasst, die ihrerseits ein Tatigkeitsverbot tragen kdnnen. Zuweilen knupft sich an die Eroff-
nung des Insolvenzverfahrens auch die Vermutung des Vorliegens eines entsprechenden
Tatbestands (z.B. 8 7 Nummer 9 und § 14 Absatz 2 Nummer 7 der Bundesrechtsanwalts-
ordnung, 8 14 Nummer 9 und 8§ 21 Absatz 2 Nummer 8 der Patentanwaltsordnung, § 12
Absatz 2 Satz 1 des Rechtsdienstleistungsgesetzes, § 34b Absatz 4 Nummer 2, § 34c Ab-
satz 2 Nummer 2, § 34i Absatz 2 Nummer 2 und § 34f Absatz 2 Nummer 2 GewO). Im all-
gemeinen Gewerberecht bleibt der Anwendungsbereich der Vorschrift Gberschaubar. So
kann die Untersagung eines Gewerbes sowie die Ricknahme und der Widerruf der Zulas-
sung zu einem Gewerbe im laufenden Insolvenzverfahren grundsatzlich nicht auf die Insol-
venz der Schuldnerin oder des Schuldners gestiitzt werden (8§ 12 Satz 1 GewO); bei der
Freigabe der Tatigkeit nach § 35 Absatz 2 InsO kann dies zwar anders liegen (8 12 Satz 2
GewO), doch ist das Verbot dann auf weitere Tatsachen zu stiitzen, die neben die Insolvenz
treten missen, sodass das Verbot nicht mehr allein aufgrund der Insolvenz ergeht und da-
mit vom Anwendungsbereich des Satzes 1 nicht erfasst wird.

Stutzt sich ein Verbot nicht allein auf die Insolvenz, sondern zuséatzlich auf weitere Um-
stande, bewirkt Satz 1 allein, dass das Verbot sich mit dem Eintritt der Rechtskraft der Rest-
schuldbefreiung nicht mehr auf die Insolvenz stitzen lasst. Ob es fortwirkt, héangt deshalb
davon ab, ob es von den tbrigen Griinden auch dann getragen wird, wenn die infolge der
Erteilung der Restschuldbefreiung bewaltigte Insolvenz hinweggedacht wird. Das ist mit den
Vorgaben der Richtlinie vereinbar, welche Tatigkeitsverbote, die nicht allein auf der Insol-
venz beruhen, unberthrt lasst (Artikel 23 Absatz 6 der Richtlinie).

Rechtsfolge des Satzes 1 ist das an die Rechtskraft der Erteilung der Restschuldbefreiung
geknuipfte AuRBerkrafttreten des Téatigkeitsverbots. Die Schuldnerin oder der Schuldner kann
die fragliche Tatigkeit damit (wieder) aufnehmen, ohne dass er hierfir auf eine Aufhebung
der Untersagungsverfigung oder eine Gestattung der Tatigkeit angewiesen ware. Gegen-
Uber Vorschriften wie § 35 Absatz 6 GewO, die dem vom Téatigkeitsverbot Betroffenen ab-
verlangen, den Wegfall des das Tatigkeitsverbot tragenden Grundes gegenuber der zu-
standigen Behorde geltend zu machen und die Gestattung der Téatigkeit zu beantragen,
wirkt Satz 1 als eine vorrangig anzuwendende Spezialvorschrift. Die von ihr verdrangten
allgemeinen Vorschriften kommen nur insoweit zur Anwendung, wie die Verbotsverfiigung
auch auf andere Griuinde gestutzt war, die fur sich genommen die Verbotsverfligung auch
nach dem Wegfall der Insolvenz noch tragen.

Satz 1 gilt nicht fiir Verbote der Ausiibung von erlaubnis- oder zulassungspflichtigen Tatig-
keiten, die bei Ricknahme, Widerruf oder Versagung der Erlaubnis infolge des Erlaubnis-
oder Zulassungsvorbehalts zum Tragen kommen. Nach Satz 2 bleibt hier die im Erlaubnis-
oder Zulassungsvorbehalt angelegte Notwendigkeit der Einholung einer erneuten Erlaubnis
oder Zulassung bestehen. Der Begriff der ,Zulassung® im Gesetzeswortlaut soll dabei jede
fur die Austibung einer erlaubnis- oder zulassungspflichtigen Tatigkeit erforderliche Erlaub-
nis, Zulassung, Genehmigung, Konzession, Bewilligung, Bestellung, Lizenz oder &hnlich
umfassen (vgl. auch § 15 GewO). Das ist mit den Vorgaben der Richtlinie vereinbar. Zwar
sieht Artikel 22 Absatz 2 der Richtlinie vor, dass das Tatigkeitsverbot ohne Weiteres aul3er
Kraft tritt und dass es hierfir insbesondere keines schuldnerischen Antrags und erst recht
keiner separaten Entscheidung der zustandigen Behérden bedarf. Allerdings stellt Erwa-
gungsgrund 83 Satz 1 der Richtlinie klar, dass Mitgliedstaaten nicht gehindert sind, bei er-
laubnis- oder zulassungsgebundenen Téatigkeiten separate Erlaubniserteilungs- oder Zu-
lassungsverfahren vorzusehen. Im Rahmen eines solchen Erlaubniserteilungs- oder Zulas-
sungsverfahrens wird man dem Sinn und Zweck des Artikels 22 der Richtlinie entsprechend
anzunehmen haben, dass dieses nicht allein mit Verweis auf die durch die Erteilung der
Restschuldbefreiung ja auch bewéltigte Insolvenz verweigert werden darf. Aus Erwagungs-
grund 83 Satz 2 der Richtlinie ergibt sich aber auch, dass die durch die Erteilung der Rest-
schuldbefreiung bewaltigte Insolvenz der Schuldnerin oder des Schuldners im Rahmen des
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Zulassungs- oder Erlaubniserteilungsverfahrens jedenfalls insoweit Bertcksichtigung fin-
den kann, wie ihr im Lichte der Wertungen und Regelungen des einschlagigen Berufs- oder
Aufsichtsrechts Bedeutung fir die Frage zukommt, ob die Erlaubnis oder Zulassung erteilt
werden kann. Wie auch im Rahmen von Satz 1 darf jedenfalls auf Umstande und Verhal-
tensweisen der Schuldnerin oder des Schuldners abgestellt werden, auf die sich unabhan-
gig vom Vorliegen einer Insolvenz die Untersagung der Tatigkeit (hier: im Wege der Versa-
gung der Erlaubnis oder Zulassung) stiuitzen I&sst.

Zu Artikel 2 (Anderung des Einfilhrungsgesetzes zur Insolvenzordnung)
Zu Nummer 1 (Anfuagung Artikel 103k)

Der neu eingefuihrte Artikel 103k EGInsO-E enthalt eine Uberleitungsregelung zu Artikel 1
dieses Gesetzes.

Absatz 1 von Artikel 103k EG-InsO-E legt zunéchst fest, dass auf alle Insolvenzverfahren,
deren Eroffnung vor 1. Oktober 2020 (d.h. dem Inkrafttreten des Artikels 1 dieses Gesetzes
nach Artikel 9 Absatz 1 dieses Gesetzes) beantragt worden ist, das bisherige Recht weiter-
hin anzuwenden ist. Umgekehrt gilt fur alle Insolvenzverfahren, die ab dem 1. Oktober 2020
beantragt werden, das nach MalRgabe von Artikel 1 gednderte Recht.

Von einer ruckwirkenden Verkurzung der Verfahrensdauer auf drei Jahre auch fur solche
Verfahren, die bereits beantragt sind, muss mit Blick auf die verfassungsrechtlichen Schran-
ken, denen rickwirkende Eingriffe in das Eigentumsrecht (hier: der Glaubiger) unterliegen,
abgesehen werden. Sie ist — in beschranktem Umfang — aus Griinden des Vertrauensschut-
zes allein in Bezug auf Verfahren maoglich, die zwischen dem 17. Dezember 2019 und dem
30. September 2020 beantragt werden, und wird insoweit als Teil des schon im Referen-
tenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Verkirzung des Restschuldbefreiungsverfahrens
vom 13. Februar 2020 vorgesehenen Ubergangsregimes auch vorgesehen.

Im Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Verkirzung des Restschuldbefreiungs-
verfahrens vom 13. Februar 2020 war zur Vermeidung eines Verfahrensstaus ein stufen-
weiser Ubergang von der derzeit sechsjahrigen zur kiinftig dreijahrigen Verfahrensdauer
vorgesehen (,Einphasung®). Soweit diese Ubergangsregelung Riickwirkung entfalten sollte,
war dies gerechtfertigt, weil der damit verbundene Eingriff in Eigentumsrechte von Glaubi-
gerinnen und Glaubiger erforderlich war, um einen geordneten Ubergang zum kiinftigen
Recht sicherzustellen und dabei die Auslastung von Schuldnerberatungsstellen, Gerichten
und Verwalterbliros nach Moéglichkeit vor Schwankungen zu bewahren, welche deren Ar-
beitsfahigkeit und ggf. Existenz gefahrden wirden. Infolge der am 7. November 2019 durch
das Bundesministerium der Justiz und fir Verbraucherschutz (BMJV) erfolgten Ankiindi-
gung, den Ubergang zum kiinftigen Recht nach MaRRgabe einer dem Entwurf entsprechen-
den Ubergangsregelung ausgestalten zu wollen (,Verkiirzte Restschuldbefreiung auch fir
Uberschuldete Verbraucherinnen und Verbraucher®, Pressemitteilung des BMJV vom 7. No-
vember 2019), und der dazu ergangenen Presseberichterstattung (z.B. ,Verbraucher kinf-
tig schneller schuldenfrei®, Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 7. November 2019, Haupt-
ausgabe Nummer 256, S. 1) mussten betroffene Glaubigerinnen und Glaubiger seither da-
mit rechnen, dass die Verfahrensdauer nach Mafl3gabe des Einphasungsmodells gekiirzt
werden wirde. Solche Glaubigerinnen und Glaubiger hatten zudem die Mdglichkeit, durch
rechtzeitige Stellung eines Fremdantrags darauf hinzuwirken, dass das geltende Recht un-
eingeschrankt zur Anwendung kommt. Vor diesem Hintergrund handelte es sich um eine
erforderliche und verhaltnismafige Beeintrachtigung der Befriedigungsaussichten, die an-
gesichts der stufenweisen Verkirzung der Abtretungsfristen auch so schonend wie méglich
ausfiel.

Da nunmehr die Verklirzung der Verfahrensdauer auf drei Jahre mit Blick auf die Folgen
der Covid-19-Pandemie vorgezogen wird, bedarf es fir die Zukunft keiner Einphasung
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mehr. Fur die Vergangenheit aber soll es bei der Uberleitung bleiben, um den dadurch ge-
schaffenen Erwartungen an eine schrittweise Verkiirzung des Restschuldbefreiungsverfah-
rens ab Ende 2019 gerecht zu werden. Demnach héalt Absatz 2 von Artikel 103k EG-InsO-
E fir zwischen dem 17. Dezember 2019 und dem 30. September 2020 beantragte Insol-
venzverfahren an der angekindigten Einphasung fur die Vergangenheit fest und die Abtre-
tungsfrist des 8 287 Absatz 2 InsO berechnet sich im Zeitraum vom 17. Dezember 2019 bis
zum 30. September 2020 als Differenz der bisherigen Abtretungsfrist von sechs Jahren und
dem in vollen Monaten bemessenen Zeitraum, der zum Zeitpunkt der Antragstellung seit
dem Inkrafttreten der Richtlinie am 16. Juli 2019 vergangen ist. Die Tabelle zu Absatz 2
stellt die Abtretungsfristen den Zeitraumen gegenuber, fur die sie jeweils maf3geblich sind.
Satz 3 stellt klar, dass in diesen Verfahren auf einen langeren Zeitraum gerichtete Abtre-
tungserklarungen kraft Gesetzes insoweit unbeachtlich sind. In diesem Zusammenhang
kann sich bei mehreren Insolvenzantrdgen die Frage stellen, welcher Antrag der fur die
Bestimmung der verkirzten Abtretungsfrist relevante ist. Es soll dabei auf den ersten zur
Er6ffnung des Insolvenzverfahrens fihrenden Insolvenzantrag ankommen, unabhéngig da-
von, ob es sich um einen Eigen- oder Fremdantrag handelt. Die Moglichkeiten der vorzeiti-
gen Restschuldbefreiung nach § 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 3 InsO sollen im Uber-
gangszeitraum unberihrt bleiben, wobei die Option des § 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 3
InsO (Restschuldbefreiung nach flnf Jahren bei Verfahrenskostenberichtigung) fur ab dem
17. Juli 2020 neu beantragte Verfahren praktisch bedeutungslos werden dirfte, da dann
die regulare Restschuldbefreiungsfrist nach § 287 Absatz 2 InsO in Verbindung mit Artikel
103k Absatz 2 EGInsO-E ohnehin fiinf Jahre oder weniger betragt.

Der Grundsatz des Artikels 103k Absatz 1 EGInsO-E wird im Ubrigen auch durch Absatz 3
der Vorschrift durchbrochen. Hiernach bleibt die zehnjahrige Sperrfrist des geltenden
§ 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Alternative 1 InsO auch tiber den 1. Oktober 2020 hinaus
anwendbar. Die Verlangerung dieser Sperrfrist auf elf Jahre durch Artikel 1 Nummer 3 die-
ses Entwurfs ist durch den Gedanken motiviert, dass die Verkirzung der regularen Dauer
des Restschuldbefreiungsverfahrens nicht dazu fithren soll, dass ein Schuldner bei einer
erneuten Uberschuldung einen schnelleren Zugang zu einem zweiten Restschuldbefrei-
ungsverfahren bekommen soll. Auf Restschuldbefreiungen, die nach dem bislang gelten-
den Recht erteilt werden, l&asst sich dieser Gedanke nicht Ubertragen. Solche Restschuld-
befreiungen sollen daher auch weiterhin der zehnjahrigen Sperrfrist unterliegen. Dies soll
allerdings dann nicht mehr gelten, wenn die Schuldnerin oder der Schuldner nach dem ab
dem 1. Oktober 2020 geltenden Recht Restschuldbefreiung erlangt hat, denn dann soll
auch die neue elfjahrige Sperrfrist eingreifen, was durch die Ergdnzung von ,letztmalig*
klargestellt ist.

Zu Nummer 2 (Anfligung Artikel 107a)

Nach Artikel 107a EG-InsO-E hat die Bundesregierung dem Deutschen Bundestag bis zum
30. Juni 2024 Uber etwaige Auswirkungen der Verfahrensverkiirzung auf das Antrags-, Zah-
lungs- und Wirtschaftsverhalten von Verbraucherinnen und Verbrauchern zu berichten. Auf
Grundlage dieses Berichts wird dann entschieden werden kénnen, ob Verbraucherverfah-
ren anderen Regelungen, insbesondere im Hinblick auf die Verfahrensdauer, unterliegen
sollen als Verfahren von Unternehmerinnen und Unternehmern.

Der Bericht hat auch auf etwaige Hindernisse einzugehen, die von den bestehenden Mog-
lichkeiten der Speicherung insolvenzbezogener Informationen durch Auskunfteien fir einen
wirtschaftlichen Neustart nach Erteilung der Restschuldbefreiung ausgehen. Der Entwurf
verzichtet auf die im Referentenentwurf eines Gesetzes zur weiteren Verkirzung des Rest-
schuldbefreiungsverfahrens vom 13. Februar 2020 noch vorgesehene Begrenzung der
Speicherung von insolvenzbezogenen Informationen durch Auskunfteien. Mit dieser Rege-
lung sollte dem Umstand Rechnung getragen werden, dass es sich bei der Information Gber
die Erteilung der Restschuldbefreiung um ein Positivdatum handelt, das im Verkehr nicht
selten als Negativmerkmal interpretiert wird und damit insbesondere dazu fiihren kann,
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dass Schuldnerinnen und Schuldnern der Abschluss von Mietvertragen und anderen Ver-
tragen versagt bleibt.

Zu Artikel 3 (Anderung der Insolvenzrechtlichen Vergiitungsverordnung)

Mit der Erganzung wird geregelt, dass Zuschuisse, welche Dritte leisten, damit der Schuld-
ner die Voraussetzungen fir eine vorzeitige Restschuldbefreiung erfllt, nicht in die vergu-
tungsrechtliche Berechnungsgrundlage nach § 1 der Insolvenzrechtlichen Vergitungsver-
ordnung einflieen. Nach der bisherigen Regelung erhdhen solche Drittzuschusse die In-
solvenzverwaltervergitung (Graf-Schlicker/Kalkmann, InsO, 4. Auflage 2014, § 1 InsVV
Rn. 46; Graeber/Graeber, InsVV, 2. Auflage 2016, § 1 Rn. 134; Kubler/Pritting/Bork/Prass-
ler/Stoffler, InsO, Dokumentenstand 63. Lieferung 04.2015, § 1 InsVV Rn. 81; Zimmer/Zim-
mer, InsVV, 8 1 Rn. 134; a.A. Waltenberger, ZInsO 2014, 808, 813; offengelassen vom
Bundesgerichtshof (BGH) im Beschluss vom 19. September 2019 - IX ZB 23/09, NZI 2019,
934 Rn. 21).

Es ware angesichts der Uberschaubarkeit des mit der Vereinnahmung des Zuschusses
verbundenen Aufwands fir den Verwalter oder Treuhénder nicht gerechtfertigt und aus
Sicht des Zuwendenden auch nicht nachvollziehbar, wenn der Zuschuss eine Erhéhung der
Vergutung nach sich zége und den Zweck des Zuschusses vereiteln wirde (vgl. Walten-
berger, ZInsO 2014, 808, 813; Frind, ZInsO 2014, 814, 818). Soweit dagegen eingewendet
wird, die Einbeziehung solcher Zuschisse in die Bemessungsgrundlage der Vergiitung sei
sachgerecht, da der Verwalter nach 8 300 Absatz 2 InsO die Angaben des Schuldners zur
Herkunft der Mittel prifen und somit diesbeziglich tatig werden musse (Graf-Schli-
cker/Kalkmann, InsO, 4. Auflage 2014, § 1 InsVV Rn. 46), entzieht der Wegfall der bisher
in 8 300 Absatz 2 InsO enthaltenen Regelung dieser Argumentation die Grundlage.

Mit dem gleichzeitigen Wegfall der Moglichkeit fur eine frihzeitige Restschuldbefreiung
nach 8 300 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 und 3 InsO durch Artikel 1 Nummer 6 dieses Ge-
setzes wird die vorgesehene Regelung zwar zunachst nur eingeschrankt praktische Bedeu-
tung erlangen. Einen Anwendungsbereich wird sie dann aber auch noch mit Blick auf die
vorzeitige Restschuldbefreiung bei fehlender Forderungsanmeldung oder vollstandiger
Glaubigerbefriedigung (8 300 Absatz 2 InsO in der durch Artikel 1 Nummer 6 geédnderten
Fassung) haben. Mit Ablauf der Befristung des dreijahrigen Restschuldbefreiungsverfah-
rens fur Verbraucherinnen und Verbraucher zum 1. Juli 2025 wird sie zudem im Hinblick
auf die dann fur Verbraucherinnen und Verbraucher neuerlich vorgesehenen Falle der vor-
zeitigen Restschuldbefreiung nach drei bzw. finf Jahren wieder an Bedeutung gewinnen
(8 312 Absatz 6 InsO-E in der Fassung des Artikel 5 dieses Gesetzes).

Zu Artikel 4 (Anderung der Verbraucherinsolvenzformularverordnung)

Zu Nummer 1 und 3 Buchstabe a (Anderung Formular Eréffnungsantrag und
Hinweisblatt)

Die Anderung dient der Korrektur eines Fehlers im Musterformular fir den Eréffnungsantrag
im Verbraucherinsolvenzverfahren.

In seiner geltenden Fassung sieht das Antragsformular unter Nummer V. vor, dass der
Schuldner die zu Nummer 11.2. Buchstabe b und ¢ gemachten Angaben versichert. Nach
§ 287 Absatz 1 Satz 4 InsO hat der Schuldner die Versicherung jedoch nicht nur dann ab-
zugeben, wenn er unter Nummer 11.2. Buchstabe b und ¢ Angaben zu friiheren Rest-schuld-
befreiungsverfahren gemacht hat, sondern auch dann, wenn er zuvor noch niemals einen
Antrag auf Restschuldbefreiung gestellt hat (Ahrens, Aktuelles Privatinsolvenzrecht, 3. Auf-
lage 2019, Rn. 577). Um dies klarzustellen, wird die Beschrankung der Versicherung auf
die Erklarungen zu Buchstabe b und c gestrichen, sodass sich die Versicherung auf samt-
liche unter Ziffer 1.2 gemachte Angaben erstreckt.
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Zu Nummer 2 und 3 Buchstabe b (Anderung Formular Abtretungserklarung und
Hinweisblatt)

Es handelt sich um Folgeanderungen zu den Anderungen des § 287 Absatz 2 InsO durch
die Artikel 1 und 5 dieses Gesetzes, durch welche die im Restschuldbefreiungsverfahren
maRgebliche Abtretungsfrist geandert wird. Zur Abbildung dieser Anderungen in der formu-
larmafigen Abtretungserklarung nach der Verbraucherinsolvenzformularverordnung und
im zugehorigen Hinweisblatt wird die derzeitige Angabe zur sechsjahrigen Laufzeit der Ab-
tretung durch eine abstrakte Umschreibung ersetzt, nach welcher sich die Abtretungsfrist
nach der jeweils geltenden Fassung des 8§ 287 Absatz 2 InsO berechnet.

Zu Artikel 5 (Weitere Anderung der Insolvenzordnung)

Durch § 312 InsO-E, der nach Artikel 9 Absatz 2 dieses Gesetzes am 1. Juli 2025 in Kraft
treten soll, werden die derzeit geltenden Regelungen fur die Restschuldbefreiung von Ver-
braucherinnen und Verbrauchern wieder in Kraft gesetzt.

Ab dem 1. Juli 2025 gelten damit, sofern der Gesetzgeber nicht zuvor eine andere Ent-
scheidung trifft, in Verfahren Uber natlrliche Personen, die keine wirtschaftliche Tatigkeit
austben oder ausgelibt haben, Sonderregelungen fir die Restschuldbefreiung, die sich im
Wesentlichen mit dem derzeit geltenden Recht decken. So betrégt die Abtretungsfrist und
demnach die Dauer des Restschuldbefreiungsverfahrens grundsatzlich sechs Jahre. Die
Schuldnerin oder der Schuldner kann durch Deckung der Verfahrenskosten bzw. Deckung
der Verfahrenskosten und Befriedigung von 35% der Insolvenzforderungen die Restschuld-
befreiung schon nach funf bzw. drei Jahren erlangen. Die Sperrfrist fir den Zugang zum
Verfahren betragt wieder zehn Jahre, der (amtswegige) Versagungsgrund der Begriindung
unangemessener Verbindlichkeiten in der Wohlverhaltensperiode findet keine Anwendung.

Zu Artikel 6 (Weitere Anderung des Einfiihrungsgesetzes zur Insolvenzordnung)

Durch Artikel 6 wird das Einflhrungsgesetz zur Insolvenzordnung um einen Artikel 103l er-
ganzt, welcher als Uberleitungsregelung die zeitlichen Anwendungsbereiche der von Arti-
kel 5 betroffenen Regelungen abgrenzt.

Nach Artikel 103l EGInsO-E ist auf alle Insolvenzverfahren, deren Erdffnung vor dem 1. Juli
2025 beantragt worden ist, das bis dahin geltende Recht weiterhin anzuwenden. Umgekehrt
gilt fur alle Insolvenzverfahren, die ab dem 1. Juli 2025 beantragt werden, das nach Mal3-
gabe von Artikel 5 geédnderte Recht.

Zu Artikel 7 (Weitere Anderung der Insolvenzrechtlichen Vergutungsverordnung)

Es handelt sich um eine Folgeadnderung zu Artikel 5 und der Einfiihrung eines gespaltenen
Restschuldbefreiungsregimes fiir Verbraucherinnen und Verbraucher und sonstige Schuld-
nerinnen und Schuldner.

Zu Artikel 8 (Weitere Anderung der Verbraucherinsolvenzformularverordnung)

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Artikel 5 und der Einfilhrung eines gespaltenen
Restschuldbefreiungsregimes fur Verbraucherinnen und Verbraucher und sonstige Schuld-
nerinnen und Schuldner.

Zu Artikel 9 (Inkrafttreten)

Das Gesetz soll im Hinblick auf die Artikel 1 bis 4 in Umsetzung der Richtlinie tGber Rest-
rukturierung und Insolvenz am 1. Oktober 2020 in Kraft treten.

Die Artikel 5 bis 8 sollen am 1. Juli 2025 in Kraft treten.



-25-

Dokumentenname: GE Verkurzung Restschuldbefreiungsverfahren
Ersteller: Bundesministerium der Justiz und fur Verbraucherschutz
Stand: 25.06.2020 12:42



	Gesetzentwurf
	Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens
	A. Problem und Ziel
	B. Lösung
	C. Alternativen
	D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand
	E. Erfüllungsaufwand
	E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger
	E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft
	Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten

	E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

	F. Weitere Kosten

	Gesetzentwurf der Bundesregierung
	Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens*)
	Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
	Artikel 1
	Änderung der Insolvenzordnung
	Die Insolvenzordnung vom 5. Oktober 1994 (BGBl. I S. 2866), die zuletzt durch Artikel 24 Absatz 3 des Gesetzes vom 23. Juni 2017 (BGBl. I S. 1693) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:
	1. In § 286 wird die Angabe „303“ durch die Angabe „303a“ ersetzt.
	2. § 287 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:
	3. In § 287a Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 werden die Wörter „in den letzten zehn Jahren“ durch die Wörter „in den letzten elf Jahren“ ersetzt.
	4. § 295 Absatz 1 wird wie folgt geändert:
	5. § 296 wird wie folgt geändert:
	6. § 300 wird wie folgt gefasst:
	„§ 300
	Entscheidung über die Restschuldbefreiung


	7. In § 300a Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „§ 300 Absatz 1 Satz 2“ durch die Wörter „§ 300 Absatz 2 Satz 1“ ersetzt.
	8. Dem § 301 wird folgender Absatz 4 angefügt:


	Artikel 2
	Änderung des Einführungsgesetzes zur Insolvenzordnung
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	3. Das Hinweisblatt zu den Formularen für das Verbraucherinsolvenzverfahren und das Restschuldbefreiungsverfahren wird wie folgt geändert:
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	1. In § 1 Absatz 1 Buchstabe c werden nach dem Wort „Insolvenzordnung“ die Wörter „in Verbindung mit § 312 Absatz 2 der Insolvenzordnung“ eingefügt.
	2. Die Anlage wird wie folgt geändert:


	Artikel 9
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am 1. Oktober 2020 in Kraft.
	(2) Die Artikel 5 bis 8 treten am 1. Juli 2025 in Kraft.
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